
286 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIV. GP 

1976 06 29 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX, 
mit dem das Notarversicherungsgesetz 1972 
geändert wird (2. Novelle zum Notarver­

sicherungsgesetz 1972) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Da,s Nota,rveI"sicherungs:gesetz 1972, BGBL 
Nr. 66, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 
Nr. 781/1974 wird geändert wie folgt: 

1. § 11 erster Satz hat ZlU lauten: 

"Die nach § 9 ZIU entrichtenden Beiträge sind am 
letzten Tag des Kalendermonates fällig, der auf 
den Kalendel'monat folgt, für den sie zu leisten 
sind, und vom BeDtragsschuldner b~s zum 15. des 
Kalendermonates nach der Fälligkeit an die Ver­
sicherung,sanstah einzuzahlen." 

2. a) § 18 Abs. 1 Z. 1 und 2 haben zu lauten: 

,,1. bis zu 5 y. H. des im RechnrungSiabschluß 
nachgewiesenen Gebarung,süberschus'ses, oder 

2. bis zu 2,5 v. H. der Erträge an V,ersiche­
rungsbei tr~gen" 

b) Im § 18 Abs. 2 ist der Ausdruck "des a,bge­
lawenen Geschäftsjahres" ,durch den Ausdruck 
"des Geschäftsjahres" und der Ausdruck "Bei­
tragseinnahmen" durch den Ausdruck "Erträge 
an Versich,erungsheiträgen" zu e,rsetzen. 

3. Im § 30 Abs. 4 zweiter Satz ist der Betrag 
von 1 665 S durch den Betr,ag von 2 185 S zu 
ersetzen. 

4. a) Im § 48 Abs. 2 haben an die Stelle des 
vorletzten Satzes folgende Sätze zu tr,eten: 

"Die Zusatzpension darf nicht höher ,sein als die 
doppelte Summe a,us Grundbetrag und Steitg,e­
rungsbetrag; der Steigerungsbetrag ist zu diesem 
Zweck um den ,auf die Zahl der Vers,icherungs­
mona,te entfallenden Steigerungsbetrag zu er­
höhen, die der Versicherte in der Zeit vom Bin­
tritt des Versicherungs.fa.lles his zum Ende des 

Kalenderja;hres, in dem er ,das 70. Lebensjahr 
vollenden würde, erworben hätte. Von dem 
diese Summe übe~ste.ig1enden Teil der Zusaw:­
pension gebührt monatLich die Hälfte zusätzlich". 

h) Im § 48 Abs, 8 ist der Betrag von 4500 S 
durch den Betl1ag von 10000 S zu erse.tzen. 

5. a) § 54 Abs. 1 Z. 2 hat zu la,uten: 

,,2. die frühere Ehefrau, deren Ehe mit dem 
Versicherten für nichtig erklärt, aufgehoben o,der 
g,eschieden worden ist, wenn 

a) ihr der Versicherte zur Zeit seines Todes 
Unterhalt (einen Unterhaltsbeiurag) auf 
Grund eines gerichtlichen Urteiles, eines 
gerichtlichen Vergleiches oder einer vor 
Auflösung (Nichtig,erklärung) der Ehe ein­
gegangenen vel1traglichen Verpflichtung zu 
leisten hatte und 

b) die Fmu bis zum Tod des Versicherten 
keine neue Ehe geschlossen hat." 

b) § 54 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Wird ,in dem auf Scheidung lautenden 
Urteil eine Feststellung im Sinne des § 55 Ahs. 3 
des Ehegesetzes getroffen, so gebührt der frühe­
ren Ehefra,u. die Witwenpension ohne Bedacht­
nahme a,w die im Abs. 1 Z. 2 lit. a genannten 
Voraussetzungen, Wlenn 

1. die Voraussetzung nach Abs. 1 Z. 2 Lit. b 
zutrifft, 

2. die Ehe mindestens 15 Jahre gedauert und 
3. die Frau im Zeitpunkt der Einbringung der 

Klage des Mannes auf Ehescheidung dias 40. Le­
bensjahr vollendet hat. 

Die unter Z. 3 genannte Vorausisetrung ent­
fällt, wenn inder geschiedenen Ehe ein Kind 
&eboren oder durch diese Ehe ein Kind legiti­
miertworden iSlt, das im Zeitpunkt der Ein­
bringung der Klage des Mannes auf Bhescheidung 
das 10. Lebensjahr noch nicht vollendet hat." 

Die bisherigen Albs. 2 bis 4 erhalten die Be­
zeichnung Abs. 3 Ibis 5. 
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2 286 der Beilagen 

c) Im § 54 Abs. 4 neu [stdie Zitierung 
"Abs. 2 Z. 3" durch die Ziltierung "Abs. 3 Z. 3" 
und die Zitierung "Abs. 2 Z. 2" durch die 
Zitieru~ "Abs. 3 Z. 2" zu ersetzen. 

6. a) § 55 Abs. 1 hat zu Lauten: 

,,(1) Die Witwenpension beträgt 
1. für die Witwe und für die frühere Ehefnau, 

hei. der die VOl1a.ussetzungen nach § 54 Abs. 2 
zutr.effen, 60 v. H., 

2. für die frühere Bhefrau, bei der die Vor­
auss.etzungen des § 54 Abs. 2 nicht zutreffen, 
50 v. H. der Pension, auf die der Versicherte 
bei seinem Tod Anspruch gehabt hat oder ge­
habt hätJte." 

bis zur Höhe dieser Kosten. Sind sie von mehre­
ren Personen bestriJtten worden und reicht der 
Bestattungskos.tenbeitrag nicht aus, so ist er lffi 

Verhältnis der Aufwendungen aufzuteilen. 

(2) Der Bestattungskostenbeitrag beträgt 
1. beim Tod des Versicherten oder des Empfän­

gers einer Alters(Berufsunfähigkeits)pension das 
Neunfache, 

2. beim Tod der Witwe (§ 54 Abs. 1 Z. 1) das 
Viereinhalhfache 
des im Zeitpunkt des Todes des Versicherten bzw. 
des Empfängers einer Alters(Berrufsunfähigkeits)­
pension Jeweils nach § 48 Abs. 1 Z. 1 als Grund­
betrag gel~nden Betrages. 

(3) Einer juristischen Person, die die Kosten 
der Bestattung auf Grund gesetzlicher, satzungs-

b) Im § 55 Abs. 6 ist der Betrag von 3 000 S mäßiger oder vertraglicher Verpflichtung be-
durch den BCetrag von 7 000 S zu ersetzen. ' stritten hat, steht ein Anspruch auf Bestattungs-

7. a) § 57 Aibs. 1 erster Satz hat zu lauten: 
"Ansprruch auf WaLsenpension haben nach dem 
Tod des Versicherten die Kinder (Albs. 2 Z. 1 
his 4, Abs. 3 und 4)." 

h) § 57 Ahs. 2 Z. 4 hat zu lauten: 

,,4. die Stiefk~nder;" 

kostenbeitrag nicht zu. In diesem Fall oder wenn 
keine Bestattungskosten erwachsen sind oder 
wenn diese die Höhe des Besta.ttungskostenbei­
trag es nicht erreichen, gebührt er oder der ver­
bliebene Rest der Reihe nach 

1. der Witwe (§ 54 Abs. 1 Z. 1) 

2. den Kindern (§ 57 Abs. 2 und 3) ohne 
Rücksicht auf ihr Lebensalter; 

c) Dem § 57 Abs. 2 sind nach Z. 4 
sowie folg.ender Sau einzufügen: 

fehlen solche BerechtigtJe, so fällt der Betra.g in 
eine Z. 5 den Nachlaß." 

,,5. die En~el. 
Die in Z. 4 und 5 genannten P:ersonen gelten 

nur dann als Kinder, wenn sie mit dem Versicher­
ten Sltändi.g in Hausgemeinscha.ft leben, die in 
Z. 5 genannten Per·sonen überdies nur dann, 
wenn sie vom Versicherten überwiegend erhalten 
w,erden." 

d) Im § 57 Albs. 2 vorletzter Halbsatz ist der 
AUSidruck "Z. 4" durch den Ausdruck "Z. 4 
und 5" zu ersetzen. 

8. § 58 letzter Satz ,hat zu lauten: 

"Die Wiaisenpension beträgt mindestens 
für jedes einfach verwaiste Kind 2750 S, 
für jedes doppelt vefWIaiste Kind 5 500 S; 

an die Stelle dieser Beträge treten ab 1. Jänner 
eines jeden Jahres die unter Bedachtnahme auf 
§ 21 mitdern. j,eweiligen Anpassungsfaktor (§ 20) 
vervieLfachten Beträge." 

9. § 60 hat zu lauten: 

"B e s ta t tun g s k 0 s t ·e n bei t rag 

§60. (1) Anspruch auf Bestattungsko.stenbei­
tmg hat nach dem Tod des Versicherten, des 
Empfängers einer Al ters(Beruf sunfähigkeits )pen­
sion oder der Witwe (§ 54 Abs. 1 Z. 1) derjenige, 
der die Kosten des Begräbnisses bestritten hat, 

10. Im § 61 ist der Betrag von 500 S durch den 
Betrag von 1 500 S zu ersetzen. 

11. Im § 62 ist der Betrag von 800 S durch den 
Bett1ag von 2 500 S und der Betrag von 1 800 S 
durch den Betrag von 4 000 S zu ersetzen. . 

12. Im § 67 Ahs. 5 vierter Satz zweiter Halb­
satz ist der Ausdruck "unter Berücksichtigung 
des örtlichen Wirkungsbereiches und der Zahl 
der Versichemen" durch den Ausdruck "unter 
Berücksichtigung des örtlichen Wirkungsbereiches, 
der Zahl der Versicherten und der Dauer der 
Funktionsa·usübung" zu ersetzen. 

13. Nach§ 77 ist ein § 77 a mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 

"Liquiditätsreserve 

§ 77 a. Die Versicherungsanstalt hat die zur 
Anlage verfügbaren Mittel zunächst im Sinne 
des § 78 Abs. 1. Z. 4 als jederzeit v,erfügbare 
Liquiditätsreserve so lange anzulegen, bis diese 
ein Vierzehnte! des Pensionsaufwandes des Ge­
schäftsja.hres erreicht. über die Liquiditätsr,eserve 
darf die Versicherungsanstalt nur mit Genehmi­
gung des Bundesministers für soziale V,erwaltung 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanz,en v:erf'ügen, um eine vorübergehend un­
günstige Kassenla;ge zu beheben." 
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14. Dem § 78 ist ein Abs. 3 mit folgendem 
Wortlaut anz.wfügen: 

,,(3) Im übrLg,en kann eine von den Vorschrif­
ten der Abs. 1 und 2 abweichende Veranlagungs­
ant nur für jeden einzelnen PalI gesondert vom 
Bundesminister für soziaLe Verw>aluung im Ein­
vernehmen m~t dem Bundesminister für Finanrzen 
gestattet werden." 

15. § 79 hat zu lauten: 

"G e n eh mi g u ng s (A n z e ~ g e) be,cl ü r f -
tige Veränderungen von Vermö­

Igensbeständ.en 

§ 79. (1) Jede Veränderung im B:estand von 
Liegenschaften, insbesondere die Erwerbung, Be­
lastung oder Veräußerung von Lieg,enschaften, 
ferner die Errichtung oder Erweiterung von 
Gebäuden ist nur m1t Genehmigung des Bundes­
ministers für soziale Verwaltung im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen 
zulässig, wenn dem Rechtsgeschäft ,ein Betl1ag 
zugrunde liegt, der fünf v. H. der Erträge der 
Versicherungsanstalt im letzten vomngeglangenen 
Kalenderj,ahr übersteigt. 

(2) BeschLüsse des Vorstandes über die im 
Abs. 1 genannten Angelegenheiten, die der Ge­
nehmigung nicht bedürfen, sind binnen einem 
Monat nach Beschlußfassung dem Bundesmini­
sterium für soziale V:erwaltung gesondert anzu­
zeigen." 

Artikel 11 

übe r:g a n gs be s t.i m m u n g ,e n 

(1) Die :Bestimmungen des § 11 des Notarver­
sicherungsgesetzes 1972 in der Fassung des Art. I 
Z. 1 sind mit der Maßl?iabe ,anzuwenden, daß 
die jeweils bis 7JUU1l 15. Jänner 1977 bzw. 
15. Feber 1977 vom Beitragsschuldner einzu­
zahlenden Beiträge von der Beitl'ag.sgrundLage 
des Monates Dezember 1976 zu entrichten sind. 

(2) Die Bestimmung.en des § 48 Abs. 2 des 
Notarversicherungsgesetzes 1972 in der Fassung 

des Art. I Z. 4 li:t. a sind auf Pensionen, auf die 
am 31. Dezember 1976 Anspruch bestanden hat, 
so anzuwenden, als ob diese Bestimmung im 
Zeitpunkt ,des Anfalles der Pension, frühestens 
ab 1. Jänner 1972, ber,eits wirksam gewesen 
wäre. 

(3) Die Bestimmungen der §§ 48 Abs. 8, 55 
Abs. 6, 58, 61 und 62 des Notarversicherungs­
gesetzes 1972 in der Fassung des Art. I Z. 4 
lit. b, 6 lit. b, 8, 10 und 11 sind aib 1. Jänner 
1977 auch auf Leistungsansprüche anzuwenden, 
die am 31. Dezember 1976 bere1ts bestehen. 

(4) Die Bestimmungen des § 57 Abs. 1 und 2 
des Notarversicherungsgesetzes 1972 in der Fas­
sung des Art. I Z. 7 sind auf Antrag ab 
1. Jänner 1977 auch auf Leisrungsanspl"'Üche anzu­
wenden, die 'am 31. Dezember 1976 bereits be­
stehen. 

Artikel III 

Wirksamkeitsbeginn 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit im folgen­
den nichts anderes bestimmt wird, am 1. Jänner 
1977 in Knak 

(2) Al1t. I Z. 2 tritt rückwirkend mit 1. Jänner 
1975 in Kraft. 

(3) Art. I Z. 13 tritt rückwirkend mit 1. Jän­
ner 1976 in Kraft. 

Artikel IV 

Vollziehung 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
betraut 

a) hinsichtlich der Bestimmung,en der §§ 78 
Abs. 3 und 79 Abs. 1 des Notarversiche­
rungsgesetzes 1972 in der Fassung des Art. I 
Z. 14 und 15 der Bundesminister für 
soziale Verwaltung im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Finanzen; 

b) hinsichtlich aller übrigen Be~timmungen 
der Bundesmini'ster für soziale V,erwaoltung. 
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Erlä uterungen 

Das Notarversicherungsgesetz 1972, das an 
die Stelle des Notarversicherun~sgesetzes 1938 
getreten ist, ist seit 1. Jänner 1972 in Kraft und 
seither durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 781/ 
1974, mit Wirkisamkeit ab 1. Jänner 1975 ein­
mal novelliert worden. Diese NoveHe sah neben 
einigen Leistungsverbesserungen und Verein­
tach,ungen der Gesetzesprax,is die übernahme 
von Neur,egelungen :lIUS der 29., 30. und 31. No­
velle zum ASVG vor, die im Hinblick darauf, 
daß die entsprechenden Vorschriften in :lIllen 
Sozialversicherungsgesetzen im wesentlichen 
gleich lauten, auch für den Bereich der Notar­
versicherung von Bed,eutung waren. 

Anfang Mai 1976 wurde dem Parlament die 
Regierungsvorlage der 32. Novelle zum ASVG 
zugeleitet. Auch in dieser VorLage sind Neu­
regelungen enthalten, die für die ,gesamte Sozial­
versicherung von Bedeutung sind. Aus diesem 
Grund wird im vorliegenden Entwurf die Knde­
rung aller jener Vorschriften des Notarversiche­
rungsgesetzes 1972 vol1geschhgen, die mit den 
von der Regierungsvorlage der 32. ASVG­
Novelle :betroffenen Bestimmungen übereinstim-
men. 

In der foLgenden übersicht werden den zu 
novellierenden VOl1schriften des Notarversiche­
rungsigesetzes 1972 die korrespondierenden Be­
stimmungen des Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetzes gegenübergestellt, die durch die beab­
sichtigte 32. Novelle zum ASVG geändert wer­
den sollen. 

NVG 1972 

§ 18 Abs. 1 und 2 

§ 30 Abs. 4 ........ . 

§ 54 Abs. 1 und 2 } 
§ 55 Abs.1 

§ 57 Abs. 1 und 2 ... . 

§ 67 Ahs. 5 ........ . 

§ 77 a ............. . 

§ 78 Abs. 3 ....... .. 

§ 79 ....... , ....... . 

ASVG 

§ 84 Abs. 2 und 3 

§ 98 a Abs. 4 

§ 258 Abs. 4 und 5 

§ 252 Ahs. 1 

§ 420 Abs. 5 

§ 444 a 

§ 446 Abs. 3 
§ 447 

Auf die Begründungen zu den angeführten 
Gesetzesstellen des Allgemeinen Sozialversiche-

rungsgesetzes in der erwähnten Regierungsvor­
lage wird Bezug genommen, um Wiederholungen 
zu vermeiden, soweit nicht zu einzelnen Bestim­
mungen im folgenden besondere bzw. ergänzende 
Bemerkungen gemacht werden. 

Neben den bisher besprochenen Knderungen 
verwirHicht der Entwurf eine Reih!! von Vor­
schlägen, die von der Standesvertretung der 
Notare und Notariatskandidaten bzw. der Ver­
sicheJ:1ungsanstak des österreichischen Notariates 
angeregt worden sind. Es handelt sich dabei vor­
wiegend um Leistungserhöhungen und darüber 
hinaJus um ,administmtive Vel1besserungen. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des NovelJen­
entwucles ist folgendes zu bemerken: 

Zu Art. I Z. 1 (§ 11): 

Die vorgeschlagene Knderung bewirkt eine 
Verschiebung der Beitra,gsfälligkeit vom Letzten 
des Monates, für den die Beiträge zu leisten sind, 
auf den Letz,ten des Monates, der dem Monat 
folgt, für den sie zu leisten sind; unverändert 
bleibt die Regelung, nach der die Beiträge bis 
zum 15. des Monates nach der Fälligkeit eiuclU­
zahlen sind. Die Knderung, die auf eine An­
regung der Versicherungsanstalt zurückgeht, be­
wirkt, daß künftig für die monatliche Abrech­
nung der von einem Notar zu leistenden Um­
satzsteuer und seiner Beiträge zur Notarver­
sicherungderlSelbe Termin gilt. 

Die Regelung 'soll mit 1. Jänner 1977 in Kraft 
treten. Zu Abs. 1 der übergangsbestj,mmungen 
wir.d im Emklang mit den Vorstellungen der 
Versicherungsanstalt und des Delegierten tages 
der österreichischen Notariatskammern und um 
einen fortLaufenden Bej,u;agseingang zu gewähr­
leisten, bestimmt, daß sowohl für die im Jänner 
1977 aLs auch die im Feber 1977 einzuzahlenden 
Beiträge ,die Beitr:lgsgrundlage Dezember 1976 
maßgebend ist. 

Zu Art. I Z. 2 (§ 18 Abs. 1 und 2): 

Die zu § 18 AbIS. 1 und 2 NVG 1972 vorge­
sehenen Knderungen übernehmen den in Betracht 
kommenden Inhalt der im Rahmen der Regie­
rungsvorlage der 32. Novelle zUm ASVG vor-
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geschlagenen A,nderungen zu § 84 Abs. 2 uJ.1ld 3 
ASVG. Sie gewährleisten eine einheitliche Vor­
gangsweise a;l1er Versichel"ungsträger bei der 
Durchführung der Vorschriften über den Unter­
stützungsfonds. 

Zu Art. IZ. 3 (§ 30 Abs. 4): 

Die vorgeschLagene Erhöhung des unpfändbaren 
Teiles der Pensionssonderzahlung, die zu im 
Monat Oktober bezogenen Pensionen gebührt, 
von 1605 S lauf 2185 S' geht auf Art. XXIX 
der Wertgrenzennovelle 1976, BGBl. Nr. 91, 
zurück, in welchem das pfändungsfreie Arbeits­
einkommen gemäß § 5 Abs. 1 des Lohnpf~n­
dungsge'setzes auf 2 185 S angehoben wird. 

Zu Art. I Z. 4 lit. a (§ 48 Abs. 2): 

Auch die beabsichtigte Neuregelung eines der 
drei Leistungsteile, 'aus denen sich die Berufs­
unfähigkeitspension in der Notarversicherung zu­
sammensetzt, nämlich der Zusatzpension, geht 
auf eine Anregung der Standesvertretung der 
Notare und Notariatskandidaten zurück. Ein 
Motiv' für diese Anregung ist die Meinung des 
Delegiertentages, die Regelung des derzeitigen 
§ 48 Abs. 2 NVG 1972, nach der für die Zusatz­
pension eine Höchst,grenze gilt, könnte angesichts 
des Fehlens einer Höchstbeitragsgrundlage in der 
Notarversicherung verfassungsredl:t1ich bedenk­
lich 'sein. Ein weiteres Motiv für ,die Neuregelung 
ist der Wunsch nach einer Erhöhung der Zusatz­
penSlOn. 

Nach § 48 Abs. 2 NVG 1972 in der geltenden 
Fassung beträgt die Zusa:tzpension 15 v. H. des 
auf den Beobachtungszeitnaum entfal:lenden 
Durchschnittsmonatseinkommens des Versicher­
ten; die Zusatzpension darf ,in keinem Flall höher 
sein als die ,doppelte Summe aus Grundbetrag 
und Steigerungsbetra;g. Im Sinne der überlegun­
gen des Delegiertentages, die Zusatzpension nicht 
mehr an einen absoluten Grenzbetrag zu binden, 
sieht die vorgeschlagene Entwurfsregelung vor, 
daß von ,dem diesen Grenzbetrag übersteigen­
den Teil der Zusatzpension die Hälfte zusätzlich 
gebührt. 

Im § 48 Abs. 2 NVG 1972 in der geltenden 
Fassung wind .ferner bestimmt, daß ,für ,den 
Zweck der Ermittlung des Höchs,tbetra.ges der 
Zusatzpension eine Erhöhung des Steigerungs~ 
betrQges vorzunehmen ist. Und zwar ist er grob 
gesprochen um die Hälfte des auf die Zahl 
der Versicherungsmona,te entfallenden Steige­
rung,sbetrages zu erhöhen, die der Versicherte 
in der Zeit vom Eintritt des Versiche~ngsfal1es 
bis zum angenommenen Erreichen des 70. Lebens­
jahreserworben hätte. Anstel1e dieser Erhöhung 
soll entsprechend dem Vorschlag der Standesver­
tretung der Steigerungsbetrag nunmehr um den 

auf die Za h I der Versicherungsmonate ent­
fallenden Steigerungsbetrag .angehoben werden, 
der auf den angegebenen Zeitraum entfä:llt. 

Auf Grund des Art. II .A!bs. 2 gelten die ,da;r­
gestellten Leistungsverbesserungen auch für die 
seit Wirksamkeitsbeginn des Notarversicherungs­
gesetzes 1972 ,eingetretenen Fälle, wobei ent­
sprechend der Formulierung der zitierten über­
gangsbestimmung auf sie auch die seit die'sem 
Zeitpunkt erfolgten Anpassungsschritte Anwen­
dung zu finden haben. 

Zu Art. I Z. 4 lit. b, Z. 6 lit. b, 8, 10 und 11 
(§§ 48 Abs. 8, 55 Abs. 6,58, 61 und 62): 

Die Zu diesen Gesetzesstellen in Aus!sicht ge­
nommenen Erhöhungen Ider einschlägigen Min­
destleistungen wurden von der Standesvertretung 
der Notare und Notariatskiandidaten in Anbe­
tracht der anhaltenden positiven Gebarungsent­
wicklung der Versicherungsanstalt ·des öster­
reichischen Notariates vorgeschlagen. Die in 
Frage kommenden Leistungen erreichen unter 
Berücksichtigung des für' 1976 in der Notar­
versicherung geltenden Anpassungsfaktors 1m 
Jahr 1976 folgende Beträge: 

Mindestdirektpension (§ 48 Abs. 8 NVG 
1972) ........................... 7177 S, 

Mindestwitwenpension (§ 55 Abs. 6 
NVG 1972) .................... 4 785 S, 

Mindestwaisenpension (§ 58 NVG 1972) 
einfiach verwaist ................ 1 914 S, 
doppelt verwaist ... , ..... ,...... 2 870 S, 

Mindestkinderzuschuß (§ 61) ........ 797 S, 
MindesthiLHasenzuschuß (§ 62) ...... 1 277 S, 
Höchstbetrag des Hi.lflosenzuschusses 

{§ 62) .......................... 2870$. 

Die im Entwurf vorgesehenen neuen Mindest­
beträge der angeführten Leistungen werden je­
doch mit 1. Jänner 1977, dem beabsichtigten 
Zeitpunkt des Inkr:afttretens der Novelle, nicht 
wirksam werden. In ,den angeführten Gesetzes­
stellen wird bere~ts derzeit normiert, daß an 
die Stelle des jewelligen Mindestbetrages ab 
1. Jänner eines jeden Jahres der unter Bedacht­
nahme auf § 21 NVG 1972 mit dem jeweiligen 
Anpas,sun:gsfaktor (§ 20 NVG 1972) vervid­
fachte Betl1ag zu treten hat. Auf, Grund dieser 
Anordnung sind daher die im vorliegenden Ent­
wurf vorgesehenen neuen Mindestbeträ:ge, weil 
sie mit dem 1. Jänner 1977 in Kraft treten wer­
den, ab demselben Zeitpunkt (" ... ab 1. Jänner 
eines jeden Jahres ... ") mit dem für 1977 gelten­
den Anpassungsfaktor zu vervielfaChen. Diese 
Lösung entspricht der legistischen übung an.läß­
lich einschläg~ger Novel1ierungen anderer So~ial­
versicherungsgesetze. 
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Zu Art. I Z. 5 und 6 lit. a (§§ 54 Abs. 1 und 2 
sowie 55 Abs. 1): 

Im Entwurf einer Änderung des Ehegesetzes 
wird eine Regelung getroffen, wonach der be­
kLagte Ehegatte, dessen Ehe wegen mindestens 
dreijähriger Aufhebung der häuslichen Gemein­
schaft geschieden wird, den Unterhalt wie in 
aufrechter Ehe behält, wenn er dies begehrt und 
den klagenden Ehegatten das alleinige oder über­
wiegende Verschu1den an ,der Zerrüttung trifft. 
Diese Neuregelung des Eherechtes bedingt eine 
Änderung der sozialversicherungsrechtlichen 
Vorschriften, um in berücksichtigungswürdigen 
Fällen sicherzusteUen, daß der geschiedene Ehe­
gatte in diesem Rechtsbereich so behandelt wird, 
wie wenn die Ehe nicht geschieden worden wäre. 
Im Bereich des Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetzes wird dies durch die Neuregelungen ge­
schehen, wie sie im Rahmen der Regierung,s­
vorlage der 32. Novelle zum ASVG, insbesondere 
zu den §§ 254 Abs. 2, 258, 259 und 267 ASVG 
vorgeschlagen werden. Im Bereich des Notar­
versicherungsgesetzes 1972 sollen die erfol'der­
lichen Änderungen unter Berücksichtigung der 
besonderen Vorschriften der Notarversicherung 
hinsichtlich der Witwenpension in den §§ 54 
Abs. 1 und 2 sowie 55 Abs. 1 NVG 1972 vor­
genommen werden. 

So wie nach § 258 Abs. 4 ASVG in der Fas­
sung der genannten Regieroungsvor1age soll daher 
auch nach § 54 Abs. 1 Z. 2 NVG 1972 die bisher 
geltende Regelung weiterhin für die Frauen 
aufrecht bleiben, deren Ehe für nichtig erklärt 
oder aufgehoben worden ist sowie für die 
Frauen, deren Ehe geschieden worden ist, ohne 
daß in dem auf Scheidung lautenden Urteil eine 
Feststellung über den Fortbestand des Unter­
haItsanspruches nach § 94 ABGB getroffen wird. 

Wird hingegen in dem auf Scheidung lauten­
den Urteil der Unterhaltsanspruch nach § 94 
ABGB über die Scheidung hinaus aufrechter­
halten und damit zum Ausdruck gebracht, daß 
die Frau unterhaltsrechtlich so behandelt wer­
den soll, aLs ob die Ehe nicht geschieden worden 
wäre, so sollen sich ,daran auch im Bereich der 
Notarversicherung grundsätzlich die gleichen 
Konsequenzen knüpfen, die für diesen Fall in 
der Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetz vorgesehen sind; auch 
die frühere Ehefrau eines Versicherten bzw. 
Pensionisten nach dem NVG 1972 soH nach 
dessen Tod hinsichtlich ihres Pensions anspruches 
so behandelt werden, als ob die Ehe im Zeit­
punkt des Todes des Mannes noch aufrecht ge­
wesen wäre. Durch die Neuformulierung des 
§ 55 Abs. 1 NVG 1972 entsteht für diese Frau 
ebenfalls ein Anspruch auf die von der (tatsäch­
lichen oder fiktiven) Pension des Versicherten 
bemessene 60% ige Witwenpension. Aus den 
gleichen Erwä~ungen, wie sie für die ASVG-

Pensionsversicherung maßgebend sind, werden 
auch in der Notarversicherung von dieser An­
spruchsberechtigung die Fälle ausgeschlossen sein, 
in denen die eheliche Bindung der Frau nicht 
eine angemessene Zeit bestanden hat und ihr 
im Hinblick auf ihr Lebensalter zugemutet wer­
den kann, sich seLbst eine ausreichende Alters­
versorgung zu verschaffen; die ent'Sprechenden 
Regelungen im neuen § 54 Abs. 2 NVG 1972 
gehen :Luf § 258 Abs. 5 ASVG in der Fassung 
der Regierungsvorlage der 32. Novelle zum 
ASVG zurück. 

Nicht auch in das NVG 1972 übernommen 
wurden ,die in der erwähnten Regierungsvorlage 
enthaltenen Änderungen zu den §§ 254 Ab:s. 2 
und 259 ASVG, werl die Notarversicherung 
vergleichbare Vorschriften hiezu nicht kennt. 

Auch hinsichtlich des Höchstausmaßes mehrerer 
Witwenpensionen wird die zu § 267 ASVG 
beabsichtigte NeuregeIung nicht in die Notar­
versicherung übernommen. Dies aus der Erwä­
gung, daß schon bisher gemäß § 55 Abs. 4 NVG 
1972 bei der Ermittlung des Höchstatismaßes. 
die Witwenpensionen nach § 55 Abs. 1 Z. 1 und 2 
NVG 1972 gleichbehandelt wurden. 

Zu Art. I Z. 7 (§ 57 Abs. 1 und 2): 

Durch die Neuformulierungen zu § 57 Abs. 1 
und 2 NVG 1972 werden die Anderungen des 
Kinderbegriffes, wie er in der Regierungsvorlage 
der 32. Novelle zum ASVG zu den §§ 252 
Abs. 1 und 260 ASVG enthalten ist, auch ~n ,den 
Bereich der Notarversicherung ü.bernommen. Die 
Notwendigkeit der übernahme ergibt sich daraus, 
daß in ·allen Pensionsversicherungen der Kinder­
begriff gleich geregelt ist. Durch die N eurege­
Jung erhalten auch im Bereich der Notarversiche­
run'g pensionsberechtigte Großeltern, wenn sie 
einen Enkel in ihren Haushalt aufgenommen 
haben, Anspruch auf Kinderzuschuß. Einen 
Waisenpensionsanspruch erhalten diese Kinder 
so wie in den übrigen Pensionsversicherungen 
jedoch nicht. 

Zu Art. I Z. 9 (§ 60): 

Die Neufassung de.s § 60 NVG 1972 ver­
wirklicht den Vorsch.lagdes Delegiertentages der 
österreichischen Notariatskamtnern, einen Bestat­
tungskostenbeitrag beim Ableben einer Nonars­
witwe vorzusehen. Auch die Höhe ,der Leisnung, 
das Viereinhalbfache des im Zeitpunkt de.s Todes 
des Versicherten bzw. des Todes des Empfängers 
einer Alters(Berufsunfähigkeits)pension nach 
§ 48 Abs. 1 Z. 1 NVG 1972 jeweils geltenden 
Grundbetrages, beruht auf ·der Anregung der 
Standesvertretung. 

Zu Art. I Z. 12 (§ 67 Abs. 5): 

Da § 420 Abs. 5 ASVG, mit dem § 67 Abs. 5 
NVG 1972 gleich lautet, durch die Regierungs-
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vorlage der 32. Novelle zum ASVG eine Xnde­
rung erfährt, war es notwendig, dieselbe Ände­
rung auch im NVG 1972 vQrzunehmen. 

Zu Art. I Z. 13, 14 und 15 (§§ 77 a, 78 Abs. 3 
und 79): 

Die Vorschriften der §§ 77 a, 78 Abs. 3 und 79, 
NVG 1972 über die Liquiditätsreserve und die 
Vermögensanlage stimmen wörtlich mit den 
§§ 444 a, 446 Abs. 3 und 447 ASVG in derFlas­
sung der Regierungsvorlage der 32. Novelle zum 
ASVG überein. Sie behandeln Vermögensver­
waltungsvorschriften, die für alle Sozialversiche­
rungen die gleiche Geltung haben. 

Bezüglich der finanziellen Lage der Versiche­
rungsanstalt des österreichischen Notariates ist zu 
erwähnen, daß die Anstalt nach der endgültigen 
Erfolgsrechnung zum 31. Dezember 1975 über 
einen Gebarungsüberschuß von rund 4,8 Mil­
lionen Schilling verfügte. Dem Pensionsaufwand 

von rund 35,7 Millionen Schilling standen Bei­
tragseinnahmen von rund 40,3 Millionen Schil­
ling gegenüber. Die Schlußbilanz zum 31. Dezem­
ber 1975 weist ein Reinvermögen der Anstalt 
von rund 49,9 Millionen Schilling aus. 

Der Voranschlag für das Jahr 1976 zeigt einen 
voraussichtlichen Gebarungsüberschuß von rund 
600 000,- Schilling. Dem Pensionsaufwand von 
rund 42,3 Millionen Schilling werden Beitrags­
einn:l!hmen von rund 45,7 Millionen Schilling 
gegenüberstehen. 

Durch die mit dem vorliegenden Entwurf be­
absichtigten Leistungsverbesserungen wird ,für 
das Jahr 1977 mit einer ausgeglichenen Gebarung 
bzw. mit einem geringen Abgang zu rechnen 
sein, der aber auf jeden Fall in dem Reinver­
mögen der Versicherungsanstalt seine Deckung 
findet. Die finanziellen Auswirkungen des Ent­
wurfes können daher der Versicherungsanstalt 
ohne weiteres zugemutet werden. Mittel des 
Bundes sind an der Finanzierung der Notarver­
sicherung nicht beteiligt. 
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